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Amts - Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 46. Marienwerder, den 11. November 1896. 1896. 
————————— 


Die Nummer 28 der Geſetz⸗Sammlung enthält Legitimationskarten zu der Eröffnungsſitzung ausgegeben 
unter und alle ſonſt erforderlichen Mittheilungen in Bezug 
Nr. 9857 die Verordnung über die Ausübung auf dieſelben gemacht werden. 
der Rechte des Staats gegenüber der Berliner Stadt⸗ Berlin, den 28. Oktober 1896. 
ſynode und den Parochialverbänden in größeren Orten, Der Miniſter des Innern. von der Recke. 
vom 20. Oktober 1896. Verordnungen und Bekanntmachungen 
Die Nummer 34 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält der Provinzial⸗Behörden ze. 
3 Bekanntmachung. 
Nr. 2342 die Zuſatzerklärung zu dem Inter⸗ Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
nationalen Uebereinkommen über den Eiſenbahnfracht⸗Gutsbeſitzers und Gutsvorſtehers Neumann in Gut 
verkehr vom 14. Oktober 1890, vom 20. September Radomno zum Stellvertreter des Standesbeanten für 
1893; und unter den Standesamtsbezirk Radomno, Kreiſes Löbau, an 
Nr. 2343 die Bekanntmachung, betreffend die Stelle des Lehrers Derkowski in Radomno zu öffent⸗ 
Anzeigepflicht für die Schweineſeuche, die Schweinepeſtſ lichen Kenntniß. 
und den Rothlauf der Schweine, vom 29. Oktober 1896. Danzig, den 31. Oktober 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Verordnungen und Bekanntmachungen 4) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten 
der Central⸗Behörden. Erlaſſes vom 12. d. Mts. zu genehmigen geruht, daß 
1) Gemäß $ 45 des Kommunalabgabengeſetzes vom. 1. das Gut Gwisdzyn im Kreiſe Löbau von dem 
14. Juli 1893 (G.⸗S. S. 152) wird das für die fiskaliſchen Gutsbezirke Amt Brattian abgetrennt 


unter 


Kommunalbeſteuerung im Steuerjahr 1896/97 in Be⸗ und zu einem ſelbſtſtändigen Gutsbezirke mit dem 
tracht kommende Reineinkommen der geſammten Preußi⸗ Namen „Gwisdzyn“ erklärt wird, 
ſchen Staats: und für Rechnung des Staates ver- 2. das Erbpachtsvorwerk Kauernik im genannten 
walteten Eiſenbahnen auf den Betrag von Kreiſe von dem domänenfiskaliſchen Gutsbezirke 
222 462 185 Mark Amt Brattian abgetrennt und zu einem ſelbſt⸗ 
hierdurch feſtgeſtellt. ſtändigen Gutsbezirke mit dem Namen „Kauernik“ 
Von dieſem Geſammteinkommen unterliegen nach erklärt wird. 
dem Verhältniß der erwachſenden Ausgaben an Ge— Marienwerder, den 2. November 1896. 
hältern und Löhnen der Beſteuerung: Der Regierungs⸗Präſident. 
A) durch die Preußiſchen Gemeinden 196 296 196 Mk. 5) Ordu ung 
B) durch die Preußiſchen Kreiſe. . . 202379673 Mk. für die Erhebung einer Gemeindeſteuer bei dem Gr: 
Berlin, den 22. Oktober 1896. werbe von Grundſtücken im Bezirke der Stadt 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Di. Eylau. 
gez. Thielen. 
2) Bekanntmachung. Auf Grund der §8 13, 18, 69, 70 und 82 des 


Mit Bezug auf die Allerhöchſte Verordnung vom Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 und des 
26. d. Mts., durch welche die beiden Häuſer des Lands Beſchluſſes der Stadtverordneten⸗Verſammlung vom 
tages der Monarchie auf den 20. November d. Js. 22. Juli 1896, wird für die Stadt Deutſch Eylau 
in die Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin zuſammen⸗nachſtehende Steuer⸗Ordnung erlaſſen. 
berufen worden ſind, mache ich hierdurch bekannt, daß § 1. Jeder auf Grund einer freiwilligen Ber: 
die beſondere Benachrichtung über den Ort und die äußerung erfolgende Eigenthumserwerb eines im Stadt: 
Zeit der Eröffnungsſitzung in dem Büreau des Herren⸗ bezirk belegenen Grundſtücks unterliegt einer Steuer 
hauſes und in dem Büreau des Hauſes der Ab- von einem Halb vom Hundert des Werthes des ver⸗ 
geordneten am 19. November d. J. in den Stunden äußerten Grundſtücks. 
von 8 Uhr früh bis 8 Uhr Abends und am 20. No⸗ Wird das Eigenthum eines Grundſtücks der vor: 
vember d. Is. in den Morgenſtunden von 8 Uhr ab bezeichneten Art im Zwangsverſteigerungsverfahren er⸗ 
offen liegen wird. In dieſen Büreaus werden auch die worben, fo iſt eine Steuer von einem Halb vom 


Ausgegeben in Marienwerder am 12. November 1896. 
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Hundert von dem Betrage des Meiſtgebots, zu welchem 
der Zuſchlag ertheilt wird, unter Hinzurechnung des 
Werthes der von dem Erſteher übernommenen Leiſtungen 
zu entrichten. 

Für die Steuer ſind der Veräußerer und der 
Erwerber verhaftet. Steht einem derſelben nach den 
landesſtempelgeſetzlichen Vorfchriften ein Anſpruch auf 
Befreiung von der Abgabe zu ($ 6), jo iſt von dem 
anderen Theile die Hälfte der Steuer zu entrichten. 

Bei Grundſtückserwerbungen im Zwangsverſtei⸗ 
gerungsverfahren iſt die Steuer von denjenigen zu 
entrichten, welchem der Zuſchlag ertheilt iſt. Iſt dieſer 
eine von der Zahlung des Stempels befreite Perſon, 
(§ 6) fo kommt eine Steuer nicht zur Erhebung. 

§ 2. Erfolgt der Eigenthumserwerb auf Grund 
einer Schenkung unter Lebenden — insbeſondere auch 
einer remuneratoriſchen, oder mit einer Auflage be: 
laſteten Schenkung, — ſo iſt die Abgabe nach dem 


ſie nicht bereits durch die vorangegangenen Beſtimmun⸗ 
gen geregelt worden ſind, finden die Beſtimmungen der 
Landesgeſetze über den Urkundenſtempel bezw. Schen⸗ 
kungsſtempel entſprechende Anwendung. 

§ 7. Die Werthermittelung iſt in denjenigen 
Fällen in welchen die Steuer von dem Werthe des 
Grundſtücks zu berechnen iſt, auf den gemeinen Werth 
des Gegenſtandes zur Zeit des Eigenthumswechſels 
zu richten. 

In keinem Falle darf ein geringerer Werth ver— 
ſteigert werden, als der zwiſchen dem Veräußerer und 
dem Erwerber bedungene Preis mit Einſchluß der vom 
Erwerber übernommenen Laſten und Leiſtungen und 
unter Zurechnung der vorbehaltenen Nutzungen. Die 
auf dem Gegenſtande haftenden gemeinen Laſten werden 
hierbei nicht mitgerechnet. Renten und andere zu ge— 
wiſſen Zeiten wiederkehrende Leiſtungen werden nach 
den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Erbſchafts⸗ 


Betrage, um welchen der Beſchenkte durch den Erwerb ſteuer vom 30. Mai 1873/19. Mai 1891 88 15 bis 


des Grundſtücks reicher wird, zu entrichten. 

Für die Feſtſtellung dieſes Betrages haben die 
Vorſchriften der 88 14 bis 19 des Geſetzes betreffend 
die Erbſchaftsſteuer vom 30. Mai 1873/19. Mai 1891 
(G.⸗S. für 1891 S. 78) und des Artikels 1 Nunnner 2 
des Geſetzes betreffend die Erbſchaftsſteuer vom 31. 
Juli 1895 (G.⸗S. für 1895 S. 412) ſinngemäß An⸗ 
wendung zu finden. 

8 Die Steuer wird nicht erhoben, wenn ein 
Grundſtück von einem Veräußerer auf einen Abkömm⸗ 
ling auf Grund eines läſtigen Vertrages übertragen 
wird, oder wenn Einer oder Mehrere von den Theil: 
nehmern an einer Erbſchaft das Eigenthum eines zu 
dem gemeinſamen Nachlaſſe gehörigen Grundſtücks er⸗ 
werben. 

Zu den Theilnehmern an einer Erbſchaft wird 
auch der überlebende Ehegatte gerechtnet, welcher mit 
den Erben des verftorbenen Ehegatten gütergemein— 
ſchaftliches Vermögen zu theilen hat. 

§ 4. Bei Eigenthumserwerbungen, die zum 
Zwecke der Theilung der von Miteigenthümern ges 
meinſchaftlich beſeſſenen Grundſtücke außer dem Falle 
der Erbgemeinſchaft (vergl. $ 3) erfolgen, kommt die 
Steuer nur ſoweit zur Erhebung, als der Werth des 
dem bisherigen Miteigenthümer zum alleinigen Eigen- 
thum übertragenen Grundſtücks mehr beträgt, als der 
Werth des bisherigen ideellen Antheils dieſes Mit— 
eigenthümers an der ganzen zur Theilung gelangten 
gemeinſchaftlichen Vermögensmaſſe. 

§ 5. Erfolgt der Grundſtückserwerb auf Grund 
von Tauſchverträgen, ſo berechnet ſich die Steuer nach 
dem Werthe der von Einem der Vertragſchließenden 
in Tauſch gegebenen Grundſtücke und zwar nach den⸗ 
jenigen, welche den höheren Werth haben, bei dem 
Tauſche im Stadtbezirk belegener Grundſtücke gegen 
außerhalb deſſelben belegene nach dem Werthe der 
erſteren. 

§ 6. Wegen der ſachlichen und perſönlichen 
Steuerbefreiungen und Steuerermäßigungen, inſoweit 


19 und vom 31. Juli 1895 Artikel 1 Nummer 2 
kapitaliſirt. 

88. Die Veranlagung der Steuer geſchieht 
durch den Magiſtrat. 

§ 9. Die zur Entrichtung der Steuer Ver⸗ 
pflichteten haben innerhalb einer Woche nach dem Er⸗ 
werbe dem Magiſtrat hiervon, ſowie von allen ſonſtigen 
für die Feſtſetzung der Steuer in Betracht kommenden 
Verhältniſſe ſchriftliche Mittheilung zu machen, auch 
die die Steuerpflichtigkeit betreffenden Urkunden vor⸗ 
zulegen. 

Auf Verlangen des Magiſtrats find die Steuer: 
pflichtigen verbunden, über beſtimmte, für die Ver⸗ 
anlagung der Steuer erhebliche Thatſachen innerhalb 
einer ihnen zu beſtimmenden Friſt ſchriftlich oder zu 
Protokoll Auskunſt zu ertheilen. 

§ 10. Der Magiſtrat iſt bei der Veranlagung 
der Steuer an die Angaben der Steuerpflichtigen nicht 
gebunden. 

Wird die ertheilte Auskunft beanſtandet, ſo ſind 
dem Steuerpflichtigen vor der Veranlagung die Gründe 
der Beanſtandung mit dem Anheimſtellen mitzutheilen, 
hierüber binnen einer angemeſſenen Friſt eine weitere 
Erklärung abzugeben, (vergl. $ 63 des Kommunal- 
abgabengeſetzes). 

Findet eine Einigung mit den Steuerpflichtigen 
nicht ſtatt, ſo kann der Magiſtrat die zu entrichtende 
Steuer nöthigenfalls nach dem Gutachten Sachver⸗ 
ſtändiger feſtſetzen. 

§ 11. Nach bewirkter Prüfung erfolgt die Ver⸗ 
anlagung der Steuer durch den Magiſtrat, worüber 
dem Steuerpflichtigen ein ſchriftlicher Beſcheid zuzu⸗ 
ſtellen iſt. 

Die Steuer iſt innerhalb zwei Wochen nach Zu— 
ſtellung des Beſcheides an die Stadtkaſſe zu entrichten. 
Nach vergeblicher Aufforderung zur Zahlung erfolgt 
die Einziehung der Steuer im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren. 

§ 12. Der Einſpruch gegen die Veranlagung 


— 


iſt binnen einer Friſt von 4 Wochen nach Zuſtellung 
des Veranlagungsbeſcheides beim Magiſtrat ſchriftlich 
anzubringen. 

Ueber den Einſpruch beſchließt der Magiſtrat. 
Gegen deſſen Beſchluß ſteht dem Steuerpflichtigen binnen 
einer, mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuſtellung 
beginnenden Friſt von zwei Wochen die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren (an den Bezirks⸗Ausſchuß) 
offen. 

§ 13. Wer eine ihm nach § 9 dieſer Ordnung 
obliegende Anzeige oder Auskunft nicht rechtzeitig oder 
nicht in der vorgeſchriebenen Form erſtattet, wird 
inſofern nicht nach den beſtehenden Geſetzen eine höhere 
Strafe verwirkt iſt, mit einer Geldſtrafe von drei Mark 
bis dreißig Mark beſtraft. 

§ 14. Dieſe Ordnung tritt am 1. April 1897 
in Kraft. 

Dt. Eylau, den 27. Juli 1896. 


Der Magiſtrat. 
Grzywacz, Blum, Lehrke, Steppuhn. 


Vorſtehende Ordnung für die Erhebung einer 
Gemeindeſteuer bei dem Erwerbe von Grundſtücken im 
Bezirke der Stadt Dt. Eylau wird auf Grund der 
§§ 18 77 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 


369 


1893 genehmigt. 
Marienwerder, den 3. Oktober 1896. 


Der Bezirks⸗Ausſchuß zu Marienwerder. 
(8. 
J. V. gez. Kühne. 
Nr. 5641 B. A. 


Zu der vorſtehenden Genehmigung hat der Herr 
Oberpräſident feine Zuſtinmmung mittelſt Erlaſſes vom 
26. d. Mts. Nr. 9355 O. P. ertheilt. 


Marienwerder, 5 30. N 1896. 
Ie N 
Der Regierungs⸗Präſident. 

Nr. 1 7836.3 
6) Bekanntmachung. 
Die mit einem jährlichen Staatseinkommen von 
900 Mark, wozu bei der Neubeſetzung der Stelle vor⸗ 
ausſichtlich ein jederzeit wiederrufflicher jährlicher Kreis: 
zuſchuß von 600 Mark tritt, dotirte Kreisthierarztſtelle 
des Kreiſes Oletzko wird durch den Rücktritt des bis⸗ 
herigen Inhabers vom 1. April 1897 ab vakannt. 

Qualifizirte Bewerber wollen ihre Geſuche unter 
Beifügung ihrer Zeugniſſe und eines kurzen Lebenslaufs 
bis ſpäteſtens den 1. Januar k. J. mir einreichen. 
Gumbinnen, den 2. November 1896. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

Nothſtandstarif für Düngemittel. 
Die bereits früher im Verkehr der Stationen 
der Preußiſchen Staatseiſenbahnen untereinander und 
im Wechſelverkehr zwiſchen Stationen der Preußiſchen 
und Oldenburgiſchen Staatseiſenbahnen, 


7) 


ſowie mit 


Kempen der Breslau-Warſchauer Eiſenbahn eingeführten 
Ergänzungen, wonach 
1. auf Seite 3 des Tarifs, Abſatz 6, als dritter 

Satz eingeſchoben wird: „Bei den lediglich aus 
Düngemitteln des Nothſtandstarifs beſtehenden 
gemiſchten Ladungen wird derjenige Frachtantheil, 
welcher auf die an einen ſpäteren Verwendungs⸗ 
nachweis nicht gebundenen Artikeln dem Gewichte 
nach entfällt, ſogleich bei der Abfertigung um 
20 % gekürzt.“ 

. auf Seite 1 des Tarifs unter Ziffer IId „der 
Artikel“ Rübenerde, (d. i. die bei der Anfuhr 
und dem Reinigen der Zuckerrüben in den Fa⸗ 
briken abfallende Erde), aufgenommen wird, 

bei der Beſtimmung auf Seite 2 des Tarifs — 
für Chileſalpeter und Salpeter⸗Abfälle — unter 
Ziffer 2 in der 7. Zeile hinter dem Wort „bes 
antragen“ folgeuder Zuſatz eingeſchaltet wird: 

„Wird auf Grund nachträglicher Anweiſung 

des Abſenders oder des Adreſſaten die Sen⸗ 

dung am Beſtimmungsort einem Dritten aus: 
geliefert, ſo gilt fortan dieſer auch dann, wenn 
der Frachtbrief nicht auf ſeine Adreſſe geän⸗ 
dert wurde, im Sinne dieſes Tarifs als 

Empfänger“, 
find mit Giltigkeit vom 27. v. Mts. auf den Verkehr 
der übrigen am Nothſtandstarif betheiligten Verwal: 
tungen ausgedehnt worden. 

Ausgeſchloſſen bleibt der Verkehr mit der Mecklen⸗ 
burgiſchen Friedrich⸗Wilhelm-Eiſenbahn und mit den 
1 Eiſenbahnen hinſichtlich der Ergänzung 
zu 2. 

Danzig, den 6. November 1896. 

Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


Bekanntmachung. 

Durch rechtskräftigen Beihluß des Kreisaus— 

ſchuſſes des Kreiſes Strasburg Wpr. vom 1. October 

d. J. (Nr. 7379 K. A.)] find 
1. die Kataſterparzellen 1 Nr. 85/20, 84/28, 81/30, 
80/38 und 87,66 in Größe von 1,33,90 ha, 
wie ſie in dem Auszuge aus der Grundſteuer⸗ 
mutterrolle des Gutsbezirks Griewenhof vom 2. 
Juli 1896 und der zugehörigen Handzeichnung 
vom 15. Juni 1896 erſichtlich ſind, von dem 
Gutsbezirke Griewenhof abgetrennt und mit 
dem Gemeindebezirke Druſchin vereinigt, 

.die Kataſterparzellen 1 Nr. 95/39, 96/50 und 
99/58 in Größe von 0,86,51 ha, wie fie in 
dem Auszuge aus der Grundſteuermutterrolle des 
Gemeindebezirks Lipowitz Druſchin vom 2. Juli 
1896 und der zugehörigen Handzeichnung vom 
15. Juni 1896 erſichtlich ſind, von dem Ge⸗ 
meindebezirke Druſchin abgetrennt und mit dem 
Gutsbezirke Griewenhof vereinigt, was hiermit 
zur öffentlichen Kenutniß gebracht wird. 


Strasburg, den 4. November 1896. 
Der Landrath. 


8) 


9 


370 


Anszug aus der Abfohlungs: Tabelle 
des Königlichen Pommerſchen Landgeſtüts für das Jahr 1896. 


Von den ge 
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Labes, den 30. Oktober 1896, 


Der Geſtüt⸗Direktor. 


v. Maſſenbach. 
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10) Belauntmachung. 
Tarifirung von Preßrückſtänden der Kartoffel- 
ſtärkefabrikation (Pülpe). 


Im Staatsbahn Gruppen- und Wechſelverkehr, 
ferner im Wechſelverkehr mit Stationen der Diden- 
burgiſchen Staatseiſenbahnen und der Station Kempen 
der Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahn hat mit Gültigkeit 
vom 1. November 1896 ab die Ziffer 3 des Waaren⸗ 
verzeichniſſes des Ausnahmetarifs (Rohſtofftarif) folgende 
Faſſung erhalten: 

„3. Kartoffeln, auch Abfallwaſſer und Preß⸗ 

rückſtände der Kartoffelſtärkefabrikation, naß 

oder getrocknet (Pülpe).“ 

Danzig, den 2. November 1896. 

Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


Polizei⸗Verordnung. 
Auf Grund der §§ 5 und 6 des Geſetzes vom 
11. März 1850, ſowie des § 143 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883, 
verordnet die Polizei⸗Verwaltung unter Zuſtimmung 
des Magiſtrats für die Stadt Culmſee, was folgt. 
§ 1. Werkſtätten und Lagerräume, in denen 
Nahrungs- und Genußmittel zubereitet bezw. aufbewahrt 
werden, wie die der Backer, Fleiſcher u. ſ. w. dürfen 
als Schlafſtätten nicht benutzt werden. 
§ 2. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizei⸗ 
Verordnung werden mit einer Geldſtrafe bis zu neun 
Mark, im Unvermögensfalle mit Haft bis zu drei 
Tagen beſtraft. 
§ 3. Vorſtehende Verordnung tritt mit dem 
Tage der Publikation in Kraft. 
Culmſee, den 25. September 1896. 
Die Polizei⸗Verwaltung. 
Polizei⸗Verordnung. 
Auf Grund des $ 5 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
Verwaltung vom 11. März 1850 und des § 62 der 
Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 bezw. des Er⸗ 
gänzungsgeſetzes zu derſelben vom 9. März 1881 wird 
für den Amtsbezirk Mocker unter Zuſtimmung des 
Amtsausſchuſſes hierdurch Nachſtehendes verordnet. 
§ 1. Werkſtätten, Verkaufs⸗ und Lagerräume, 
in welchen Nahrungs- und Genußmittel zubereitet bezw. 
feilgehalten oder aufbewahrt werden, dürfen als Schlaf— 
ſtätten nicht benutzt werden. 
§ 2. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchrift 
werden mit Geldſtrafe bis 9 Mark, an deren Stelle 
im Unvermögensfalle eine entſprechende Haft tritt, 
beſtraft. 
§ 3. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage 
ihrer Verkündigung in Kraft. 
Mocker, den 14. Oktober 1896. 
Der Amtsvorſteher. 
Perſonal⸗Chronik. 
Der Regierungs⸗Supernumerar Herrmann iſt 
zum Regierungs⸗Sekretär befördert. 
Die Wahlen des Dampfmühlenbeſitzes Julius 
Klotz, des Apothekenbeſitzers Ernſt Schultze und des 


11) 


12) 


13) 


Kaufmannes Hermann Stockebrandt zu unbeſoldeten 
Stadträthen der Stadt Konitz find beſtätigt worden. 


Perſonal-Verän derungen im Departement des 
Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder 
pro Monat Oktober 1896. 

Ernannt: 1. Gerichtsaſſeſſor Schlütter in Göttingen 
und Ollenroth in Guben zu Staatsanwalten 
bei der Staatsanwaltſchaft Graudenz bezw. Konitz. 

. Neferendar Dr. Friedrich Kutſch in Elbing und 
Hugo Berent in Danzig zu Gerichtsaſſeſſoren 


. Rechtskandidat Leonhard Zaporowitz in Konitz, 
Curt Liegener in Danzig, Auguſt Drewes in 
Dietrichsdorf und Max Vollbrechtshauſen in 
Groß Applinken zu Referendaren unter Ueber⸗ 
weiſung an das Amtsgericht in Pr. Friedland 
bezw. Tiegenhof, Culmſee und Mewe. 


4. Gerichtsſchreibergehülfe Chriſtoph Hinz in Pr. 
Friedland zum Gerichtsſchreiber bei dem Amts⸗ 
gerichte in Flatow. 

5. Militäranwärter Franz Zaporowicz in Inſter⸗ 
burg zum Gerichtsſchreibergehülfen bei dem Amts⸗ 
gerichte in Pr. Friedland. 

6. Hülfsgefangenaufſeher Lowatz in Marienburg 


zum Gefangenaufſeher bei dem Amtsgericht in 
Löbau Wpr. 

Verſetzt: 1. Oberlandesgerichtsrath Rauer in Marien⸗ 
werder an das Kammergericht. 

2. Erſter Staatsanwalt Niſchelsky in Thorn an 

das Landgericht in Magdeburg. 

3. Die Amtsrichter Böttcher in Neuenburg Wpr. 
und Tiedge in Hammerſtein als Landrichter 
an das Landgericht in Elbing bezw. Bartenſtein. 
. Gerichtsaſſeſſor Dr. Hugo Philipſen aus Kö: 
nigsberg in den dieſſeitigen Bezirk. 
Gerichtsdiener und Gefangenaufſeher Eggert in 
Tiegenhof als Gefangenauffeher an das land— 
gerichtliche Gefängniß in Konitz. 

Zugelaſſen: 1. Gerichtsaſſeſſor Czapla in Culm zur 
Rechtsanwaltſchaft bei dem Amts⸗ und Land⸗ 
gerichte in Beuthen a. / S. 

Rechtsanwalt Pörſchke in Elbing zur Rechts⸗ 

anwaltſchaft bei dem Amtsgerichte in Steinau a. / O. 

Gerichtsaſſeſſor Max Lewinsky in Pr. Star: 

gard zur Rechtsanwaltſchaft bei dem Amtsgerichte 

in Culmſee. 

Rechtsanwalt und Notar Nawoezyn in Neumark 

zur Rechtsanwaltſchaft bei dem Amtsgerichte in 

Neuſtadt Wpr. unter Anweiſung ſeines Wohn⸗ 

ſitzes als Notar in Neuſtadt Wpr. 

Verliehen: 1. Dem Oberlandesgerichts-Präſidenten, 
Wirklichen Geheimen Ober⸗Juſtizrath Dr. Küntzel 
in Marienwerder zur Zeit in Berlin der Stern 
zum Rothen Adlerorden II. Klaſſe mit Eichen⸗ 
laub, desgleichen die Genehmigung zur Annahme 
und Anlegung des Bayriſchen Verdienſtordens 
vom heiligen Michael II. Klaſſe mit dem Stern. 

2. Dem Landgerichts ⸗Präſidenten von Kunowski 
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in Danzig aus Anlaß ſeines fünfzigjährigen ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Dienſtjubiläums der Charakter als Geheimer Herrn Neidel zu Schöunſee zu melden. 


Ober-Juſtizralh mit dem Range der Räthe Die Schullehrerſtelle zu Kröxen, Kreis Marien⸗ 
II. Klaſſe. werder, wird zum 1. Januar k. Is. erledigt. 
benſionirt: 1. Amtsgerichtsrath Berwin in Culmſee. Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
2. Gerichtsſchreiber Tilicki in Dirſchau unter Ver: felbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
leihung des Charakters als Kanzleirath. ihrer Zeugniſſe, bis zum 20. November bei dem König⸗ 
3. Gerichtsſchreibergehülfe von Krußynski in lichen Kreisſchulinſpektor Herrn Schulrath Dr. Otto 
Strasburg Wpr. zu Marienwerder zu melden. 
4. Gerichtsdiener Gröger in Elbing. Die Schullehrerſtelle zu Bonk, Kreis Konitz, iſt 
Verſtorben: Rechtsanwalt und Notar Juſtiz- Rath ſerledigt. 
Palleske in Tiegenhof. Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 


ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 


Perſonal-Veränderungen im Bereich des Kgl il 5 h : b 
e g 5 5 hrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Provinzial⸗Schul⸗-Kollegiums zu Danzig. en 


Dem Oberlehrer am Gymnaſium zu Culm, Bordihn, { : 
ift der Charakter als „Profefior“ beigelegt, der 1) Anzei ee 
0 ann des ER Die Fiſcherei und Krebſerei in dem forſtfiskaliſchen 
u Pelplin obefördert der Oberlehrer am Pro⸗ Gr. Gehlſee mit einem Flächeninhalt von 579 ha ſoll 
3 2 ! auf einen 12jährigen Zeitraum vom 1. Juni 1897 


ymnaſium zu Neumark, Dr. Teitz, an dasſſ; 700 ; en 
en 35 Eulm verſetzt und Gr wiſſen⸗ en 1909 im Gaſthof „Zum Königlichen 
ſchaftlichen Hilfelehrer Semrau und Müller 5 K l 
als Oberlehrer am Gymnaſium zu Thorn bezw.“ am r . d. Is., 
am Progymnaſium zu Löbau angeſtellt worden. W e En 2 Al 

In gleicher Eigenſchaft find verſetzt worden: Ab 91 IR ie 7 ei 
die ordentlichen Seminarlehrer Glage von Pr. uf den See haften jetzt keinerlei Berechtigungen 
Friedland nach Marienburg und Jaeſchke von mehr; auf dem Termin iſt eine Bietungskaution von 
Löbau nach Waldau, ſowie der Seminarhilfslehrer 300 an 8 ac di 10 
Fiebig von Löbau nach Bromberg. . Die Verpachtungsbedingungen können auf der 
8 a hiefigen Oberförſterei eingeſehen, auch gegen 50 Pfg. 
Die Ortsaufſicht über die katholiſche Schule zuSchreibgebühr von hier bezogen werden. 


Willenberg, Kreis Stuhm, iſt dem Kreisſchulinſpektor Liebemühl, den 6. November 1896. 
Dr. Zint in Marienburg übertragen und der bis- Der Königl. Forſtmeiſter. 
herige Ortsſchulinſpektor, Domherr Nitſch in Marien⸗ 16) Fiſchereiverpachtung. 
burg infolge ſeiner Berufung in das Domkapital zu Die Fiſcherei und Krebſerei 
Frauenburg von dieſem Amte entbunden worden. 1) im ca. 65 ha großen Klein Gehlſee, 

Dem Kandidaten der Philologie Waldemar 2) int ca. 62 ha großen Ilgen⸗See und 
Liedtke in Leſſen iſt die Erlaubniß ertheilt, im dies⸗ dem Ilgenfluß 
ſeitigen Bezirk als Hauslehrer und Erzieher thätigſſoll auf einen ſechsjährigen Zeitraum vom 1. Juni 
zu ſein. 8 1897 bis Ende Mai 1903 im Gaſthof „Zum König: 
14) Erledigte Schulſtellen. lichen Hof“ hierſelbſt 

Die Schullehrer- und Küſterſtelle zu Jagdhaus, am Freitag, den 20. November 1896, 
Kreis Dt. Krone iſt erledigt. Vormittags 11 Uhr, 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗[meiſtbietend und zwar getrennt verpachtet werden. 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung Beide See'n ſind berechtigungsfrei; auf dem Kl. 


ihrer Zeugniſſe, bis zum 15. November d. Js. bei Gehlſee iſt die Fiſcherei mit engem Gezeuge ganz aus: 
dem Königlichen Kreisſchulinſpektor Herrn Bennewitz geſchloſſen; der Ilgenfluß unterliegt der Winterſchonzeit, 
zu Flatow zu melden. im Termin ſind für jeden See 100 Mark Bietungs⸗ 
Die Befähigung eine Orgel zu bedienen, iſt er⸗kaution zu hinterlegen. 
forderlich. Die Bedingungen können auf der Oberförſterei 
Die Schullehrerſtelle zu Mocker, Kreis Thorn, eingeſehen, auch gegen 50 Pfg. Schreibgebühr von hier 
wird zum 1. Januar 1897 erledigt. bezogen werden. 
Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die Liebemühl, den 6. November 1896. 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung Der Forſtmeiſter. 


(Hierzu eine Extra⸗Beilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 46.) 


Reedigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckeren. 


Extra⸗Beilage zum Amtsblatt. 


Anweiſung 


vom 


27. Auguſt 1896 


zur 


Ausführung des Geſetzes vom 3. Juli 1876, betreffend die Beſteuerung des 


Gewerbebetriebes im Umherziehen. 
(Geſetz⸗Samml. für 1876 S. 247 ff.) 


1. Im Allgemeinen unterliegen alle diejenigen Gewerbebetriebe, zu denen nach den Vorſchriften der 
Miezen ein Wandergewerbeſchein erforderlich iſt, auch der Steuer vom Gewerbebetriebe im 
mherziehen. 
2. Von dieſer Regel finden, abgeſehen von den beſonderen Beſtimmungen in Betreff der Angehörigen 
außerdeutſcher Staaten, nur folgende Ausnahmen ſtatt: 


J. Wer rohe Erzeugniſſe der Land⸗ und Forſtwirthſchaft, des Garten⸗ und Obſtbaues, der 


II. 


Geflügel⸗ und Bienenzucht im Umherziehen feilbietet, bedarf nach der Gewerbeordnung (§. 59 

Nr. 1) keines Wandergewerbeſcheins, auch wenn er die feilgebotenen Erzeugniſſe nicht ſelbſt 

gewonnen hat, bedarf aber in dieſem Falle eines Gewerbeſcheins (Gewerbeſteuerſcheins). 

Ob die Erzeugniſſe zu den „rohen“ zu rechnen find oder nicht, kommt für die Beſteu erung 

überhaupt nicht in Betracht, ſondern nur für die Frage, ob der Händler eines Wander⸗ 

gewerbeſcheins bedarf oder nicht. 

Wer in Deutſchland ein ſtehendes Gewerbe betreibt und außerhalb des Gemeindebezirkes ſeiner 

gewerblichen Niederlaſſung perſönlich oder durch in ſeinem Dienſte ſtehende Reiſende Beſtellungen 

auf Waaren ſuchen oder an anderen Orten als in offenen Verkaufsſtellen Waaren aufkaufen 
will, welche nur behufs der Beförderung nach dem Beſtimmungsorte mitgeführt werden, 
bedarf nach den Vorſchriften der Gewerbeordnung eines Wandergewerbeſcheins, wenn er 

a) nicht für die Zwecke feines Gewerbebetriebes Waaren auffauft oder Beſtellungen ſucht, 

b) . Perſonen als Kaufleuten oder ſolchen, welche die Waaren produziren, Waaren 
aufkauft, 

c) bei anderen Perſonen als Kaufleuten und ſolchen, in deren Geſchäfts betriebe Waaren der 
angebotenen Art Verwendung finden, oder bei Kaufleuten außerhalb ihrer Geſchäftsräume 
Waarenbeſtellun gen ohne vorgängige ausdrückliche Aufforderung ſuchen will. 

Dieſe Beſtimmung findet jedoch auf Druckſchriften, andere Schriften und Bildwerke 
und ſoweit der Bundesrath noch für andere Waaren oder Gegenden oder Gruppen von 
Gewerbetreibenden Ausnahmen zuläßt, keine Anwendung. 

Für die Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen ſind die unter a, b, e vorſtehend 
aufgeführten Beſchränkungen nicht maßgebend. 

Solange das Geſetz vom 3. Juli 1876 nicht etwa abgeändert wird, muß es in Betreff 
der Beſteuerung dabei bewenden, daß das Aufſuchen von Waarenbeſtellungen und das 
Aufkaufen von Waaren, wenn die ſonſtigen Vorausſetzungen zutreffen, auch in den vorſtehend 
unter a bis e bezeichneten Fällen nicht der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen 


1 
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\ unterliegt, sonde dem ehenden Gewerbe 9 pi €. & Nr. 1. und 8 4 des 
13 bebe e Juli 1876). 0 1. 1915 
: III. W das Muſtkergewerbe ohne vorgängige Beſtellung nur Innerhalb eines Mise von 
F eines Wandergewerbelcheins, unterliegt 
aber nicht der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen. 

3. Von den zu Nr. 2 unter I, II und III angeführten Ausnahmen abgeſehen, ſtimmen die Vor⸗ 
ſchriften des 8.1 des Geſetzes mit denjenigen der Gewerbeordnung überein und muß Werth darauf gelegt 
werden, die beabſichtigte Uebereinſtimmung auch in der Praxis durch gleichmäßige Auslegung und An⸗ 
wendung derſelben zu erhalten. Sollte die $ übhabung. der einzelen Vorſchriften (beiſpielsweiſe in Be⸗ 
treff der Frage, ob bei gewiſſen Artete von Leiffungen oder Sthauftellungen ein höheres wiſſenſchaftliches 
oder Kunſtintereſſe obwalte oder nicht, §. 1 Nr. 4) zu Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den über die 
Wandergewerbeſcheinpflichtigkeit einerſeits und über die Beſteuerung andererſeits befindenden Behörden 
Anlaß geben, ſo werden die letzteren eine Verſtändigung herbeizuführen und, falls ſolche nicht zu erreichen, 
nach den Umſtänden zu berichten haben. 

4. Zur Erläuterung der einzelnen Beſtimmungen der §§. 1 und 2 des Grſetzes wird noch Folgendes 
bemerkt, dabei jedoch auch hier noch en von den A Watte der ausläudiſchen Ges 
werbetreibenden. 

I. a) Zu den Erzengniffen der 14015 und Forſtwirlhſchaft nde nicht zu rechnen: 

Sand, Erde, Thon, Torf, Steine und dergleichen der Subſtanz des Bodens ſelbſt ent⸗ 
nommene, nicht aber durch Bewirthſchaftung deſſelben gewonnene Gegenſtände, 
ferner nicht 

1205 Gegenſtände, welche eine die herkömmlichen Grenzen dex Land⸗ und Forſtwirth⸗ 

+ ſchaft überſchreitende fabrik⸗ oder handwerks mäßige Ber oder Verarbeitung er⸗ 

eee haben, z. B. Mehl, Holgivaazen, aus ſelbſtgewonnenen Tabakblättern bereitete 

„Ciggrren und dergl. 

b) Ob der Land⸗ oder Forſtvirth, Ne Gärkuer u „ ſ. w. die ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe in 
eigener Perſon feilbietet oder für ſeine Wing durch einen von ihm Beauftragten, 
Angehörigen, Dienet u. |. w. ferlb teten läßt, macht in ſtenerlicher Beziehung keinen Unter⸗ 
ſchied. Dagegen würde, wenn der angeblich Beauftragte für eigene Rechaung Geſchäfte 
machen ſollte, unbedingt die Steuerpflicht eintreten. 

e Die Befreiung des Feilbietens jelbſtgewonnener Erzeugniſſe der Jagd und des Fiſchfanges 
findet auch dann Anwendung, wenn die ſelbſtgewonnene Ausbeute der Jagd oder des Fiſch⸗ 
fanges in zerleztem, geſalzenem oder geräuchertem Zuſtande feilgeboten werden ſoll, niemals 
aber, wenn der Gegenſtand 985 . von Anderen au Zwecke des Wiederverkaufs 
erworben iſt. 

II. Andere, als die im §. 1 unter 1 bis 4 des Gefetzes ME gewerbkichen Handlungen 
(namentlich die Vermittelung von Geſchäften, die Thätigkeik der Agenten u. ſ. w.), auch wenn 
ſie außerhalb des Wohnortes und ohne Beſtellung vorgenommen werden, können nur dem 
ſtehenden Gewerbebetriebe zugerechnet werden. (Vergl. §. — der Gewerbeordnung.) 

III. Der Gewerbebetrieb, welcher 

a) im Gemeindebezirke des Wohnortes beziehungsweiſe er gewerblichen Niederlaſſung, oder 
b) zwar außerhalb deſſelben, aber lediglich auf vorgängige Beſtellung 

ſtattfindet, kann nicht die Heranziehung zur Hauſirſteuer begründen. 

IV. Als Ausfluß des ſtehenden Gewerbebetriebes wird u. A. nach §. 2 Nr. 2 nicht nur der Ver⸗ 
kehr auf Meſſen und Jahrmärkten, ſondern auch auf Wochenmärkten und den für beſondere 
Gegenstände angeordneten Märkten angeſehen, ſofern ſich derſelbe auf ſolche Gegenſtände be— 
ſchränkt, womit nach den beſtehenden Marktordnungen auf dem betreffenden Wochen- oder 
Pferde-, Vieh-, Woll- u. ſ. w. Markte der Verkehr zuläſſig iſt. 

Wer jedoch z. B. auf auswärtigen Wochenmärtten andere als die zu den Wochen- 
marktartikeln gehörigen Gegenſtände oder gewerbliche oder künſtleriſche Leiſtungen feilbieten 
will, bedarf eines Gewerbeſcheins. Dagegen macht es, wenn ſich der Verkehr auf die zu⸗ 
läſſigen Gegenſtände und die Marktzeit beſchräukt, keinen Unterſchied, ob dieſelben auf dem 
Marktplatz ſelbſt oder aus offenen Läden, Buden und dergl. oder in Gaſthäuſern, auf Straßen 


Nach der radialen Entfernung des Wohnortes von der Grenze des gedach en Umkreiſes in der Luftlinie gerechnet. 


a 


u. ſ. w. feilgeboten werden. In dem einen wie in dem andern Falle wird der fragliche Ver⸗ 
kehr dem ſtehenden Gewerbebetriebe des Marktbeſuchers zugerechnet. 

V. In Nr. 4 des 8.2 wird zunächſt erfordert, daß die zuſtändige Verwaltungs⸗ (Polizei⸗, Militär⸗, 
Eiſenbahn⸗ u. ſ. w.) Behörde das Feilbieten gewiſſer Waaren leinſchließlich der Verzehrungs⸗ 
gegenſtände) bei den betreffenden außergewöhnlichen Gelegenheiten, wie öffentlichen Feſten, 
Truppenzuſammenziehungen, Eiſenbahnbauten u. dergl., zulaſſe. Iſt dies der Fall, ſo ſoll 
der betreffende Verkehr als Ausfluß des ſtehenden Gewerbebetriebes angeſehen werden. 

. Zu den „ſelbſtverfertigten Waaren“ im Sinne des §. 2 Nr. Ha des Geſetzes iſt auch friſches 
Fleiſch zu rechnen. 

VII. Uebrigens macht es in den Fällen des §. 2 Nr. Ha bis o a. a. O. in ſteuerlicher Beziehung 
keinen Unterſchied, ob der Umtreis von 15 Kilometer Theile verſchiedener Kreiſe oder Re⸗ 
gierungsbezirke umfaßt, und ob der Gewerbetreibende in Preußen oder jenſeits der Grenze in 
einem benachbarten deutſchen Staate ſeinen Wohnort hat. 

III. Bei ſtrenger Anwendung der Vorſchriften int §. 1 des Geſetzes würde das Feilbieten von 
Waaren oder Leiſtungen, ſoweit nicht eine der vorſtehend berührten beſonderen Ausnahmen 
zutrifft, ſtes dem Gewerbebetriebe im Umherziehen zuzurechnen und als ſolcher zu beſteuern 
ſein, wenn es außerhalb des Gemeindebezirkes des Wohnortes ſtattfindet. Nach 
§. 2 Nr. 6 des Geſetzes find die Regierungen, übereinſtimmend mit der Faſſung, die demnächſt 
der §. 55 der Gewerbeordnung durch die Novelle vom 1. Juli 1883 erhalten hat, ermächtigt, 
in allen Fallen, wo ein Bedürfniß dazu vorliegt, wo alſo z. B. mehrere Gemeindebezirke im 
Gemenge liegen, oder wo die nächſten Umgebungen eines Ortes zwar einem beſonderen Ge⸗ 
meindebezirke angehören, jedoch in gewerblicher Beziehung im engſten Fd en mar mit 
jenem jichen und als ein Ganzes in Bezug auf den Verkehr ſich darſtellen, dieſelben in der 
hier fraglichen Hinſicht dem Gemeindebezirt gleichzuſtellen. 

Anordnungen der bezeichneten Art werden nach Bewandtniß der Umſtände durch orts⸗ 
übliche Bekanmmachung oder durch das Kreis- oder Amtsblatt u. ſ. w. zur Kenntniß der Be⸗ 
theiligten zu bringen ſein. 

5. Jede Art der Ausübung des Gewerbebetriebes, welche nach den vorſtehend erörterten Beſtim⸗ 
mungen der §8. 1 und 2 des Geſetzes nicht Gegenſtand der Hauſirſteuer iſt, wird nach §. 4 dem ſtehenden 
Gewerbebetriebe gleichgeſtellt und zugerechnet. (Vergl. Art. 1 Nr. 3 der Anweiſung vom 4. November 
1895 zur Ausführung des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891.) 

Hierzu wird im Allgemeinen Folgendes bemerkt: 

J. Die Beſtimmungen im F. 4 des Geſetzes finden vornehmlich Anwendung: 

A. Bei denjenigen Arten des auswärtigen Geſchäftsbetriebes, welche auch nach der Gewerbe⸗ 
ordnung überhaupt nicht zum Gewerbebetriebe im Umherziehen gehören, alſo 

a) bei Ausübung des Gewerbes auf vorgängige Beſtellung; 

b) bei Ausübung des Agentur⸗, Kommiſſionär⸗ und Auktionator⸗ oder eines ähnlichen 
Gewerbes, welches die Vermittelung von Geſchäften zum Gegenſtande hat (§. 42 der 
Gewerbeordnung); 

c) bei dem Gewerbebetriebe im Umherziehen von Markt zu Markt und überhaupt im 
Meß⸗ und Marktverkehr (§. 2 Nr. 2 des Geſetzes, §. 64 der Gewerbeordnung); 

d) bei dem Aufſuchen von Waarenbeſtellungen und dem Waarenaufkauf durch Kaufleute, 
Fabrikanten und andere Perſonen, welche ein ſtehendes Gewerbe betreiben, oder durch 
deren Neiſende, ſoweit dieſe Arten des Gewerbebetriebes nach §. 2 Nr. 1 des Geſetzes 
von der A vom Gewerbebetriebe im Umherziehen befreit ſind (vergl. oben unter 
Nr. 2 zu J). 

B. Bei denjenigen Arten des auswärtigen Geſchäfts betriebes, welche nach der Gewerbeordnung 
zwar zum Gewerbebetriebe im Umherziehen gehören, nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 3. Juli 1876 aber der Hauſirſteuer nicht unterliegen (vergl. oben Nr. 2 II und (I). 

II. Ob der auswärtige Geſchäftsbetrieb, wenn derſelbe in Gemäßheit des §. 4 als ein integrirender 
Beſtandtheil des ſtehenden Gewerbebetriebes angeſehen und letzterem zugerechnet wird, eine 
Steuerpflicht begründet oder nicht, richtet ſich lediglich nach den geltenden Vorſchriften über 
die Veranlagung der Steuer vom ſtehenden Gewerbe (Anweiſung vom 4. November 1895). 

6. Nach dem vorliegenden Geſetze werden preußiſche Gewerbetreibende und die Gewerbetreibenden 
aus andern deutſchen Staaten prinzipiell hinſichtlich der Beſteuerung vollſtändig gleichgeſtellt. Es kommen 
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deshalb auch die oben erörterten Ausnahmebeſtimmungen im 8. 1 Nr. 1 wegen des Feilbietens ſelbſt⸗ 


gewonnener Erzeugniſſe der Lande und Forſtwirthſchaft ꝛc., ſowie diejenigen des §. 2 den Angehörigen 
anderer deutſcher Staaten ebenſo zu Staaten, wie die vorſtehend unter Nr. 5 entwickelten Grundſätze 
gleichmäßig auf dieſelben Anwendung finden. 

Hieraus ergeben ſich von ſelbſt die aus dem zweiten und dem dritten Abſatze im §. 4 des Geſetzes 
erſichtlichen Unterſcheidungen. 

I. Bei preußiſchen Gewerbetreibenden zieht der auswärtige Geſchäfts betrieb, welcher nicht der 
Hauſirſteuer unterliegt (Nr. 5), die Anwendung der preußiſchen Geſetze über die Steuer vom 
ſtehenden Gewerbebetriebe an ihrem Wohnorte nach ſich. Sie ſind alſo verbunden, falls ſie 
nicht ſchon den ſtehenden Betrieb deſſelben Gewerbes am Wohnorte beziehungsweiſe am 
Orte der gewerblichen Niederlaſſung angemeldet haben und die in Rede ſtehenden auswärtigen 
Geſchäfte hiernach als Ausfluß und integrirender Beſtandtheil ihres ſtehenden Gewerbes ſich 
darſtellen, dieſe Anmeldung eben wegen des auswärtigen Geſchäftsbetriebes zu bewirken und 
haben denſelben als ſtehendes Gewerbe, ſofern dieſes ſteuerpflichtig iſt, zu verſteuern. 

II. Bei Gewerbetreibenden anderer deutſcher Staaten hat die Zurechnung des in Rede ſtehenden 
auswärtigen Geſchäftsbetriebes, welcher der Hauſirſteuer nicht unterworfen iſt, zum ſtehenden 
Gewerbebetriebe an ihrem Wohnorte heziehungsweiſe Orte der gewerblichen Niederlaſſung zur 
Folge, daß nunmehr die Geſetze des Heimathſtaates über Beſteuerung der ſtehenden Gewerbe 
darauf Anwendung finden, nicht aber die preußiſchen Geſetze. 

Nur diejenigen, welche in Preußen ohne Begründung einer Niederlaſſung den fraglichen 
Geſchäftsbetrieb (Nr. 5) ausüben wollen, ohne überhaupt daſſelbe Gewerbe in irgend einem 
deutſchen Staate als ſtehendes zu betreiben, ſind in Preußen nach §. 4 des Geſetzes (dritter 
Abſatz) derſelben Anmeldungsverpflichtung und Beſteuerung unterworfen, welche nach! vor- 
ſtehend die preußiſchen Gewerbetreibenden trifft. 

III. Ausländiſche (nicht deutſche) Gewerbetreibende, welche in einem deutſchen Staate ihren Wohnſitz 
oder eine gewerbliche Niederlaſſung haben, werden, je nachdem dies in Preußen oder einem 
anderen deutſchen Staate der Fall iſt, erſterenfalls nach den Grundſätzen unter I, letzterenfalls 
nach denjenigen unter II behandelt. 

IV. In Betreff anderer ausländiſcher Gewerbetreibender, bei denen die zu III vorſtehend bezeichnete 
Vorausſetzung nicht vorhanden iſt, denen aber etwa vertragsmäßig die gleiche Behandlung 
mit deutſchen Gewerbetreibenden zuſtehen ſollte, würde hieraus ebenfalls die Anwendbarkeit 
der unter II entwickelten Grundſätze folgen. (Vergl. unten unter Nr. 16.) 

7. Für die Durchführung der Beſtimmungen des §. 4 des Geſetzes in ihrer vorſtehend unter Nr. 5 
und 6 näher erläuterten Bedeutung iſt die beſondere Aufmerkſamkeit der ausführenden Behörden und 
Beamten erforderlich. 

Die Kommunal⸗ und Polizeibehörden an denjenigen Orten, wo der auswärtige Geſchäfts betrieb 
eben ſtattfindet (wo alſo z. B. die Gehülfen eines am Orte fremden Handwerkers bei einem Bau oder 
einer andern beſtellten Arbeit beſchäftigt werden, wo der Waarenaufkauf ausgeübt wird u. ſ. w.), müſſen 
ſich vergewiſſern, wie es mit der Beſteuerung des ſtehenden Gewerbes des Bekreffenden an ſeinem Wohn⸗ 
orte (Orte der gewerblichen Niederlaſſung) ſich verhält, und ſofern die eigene Auskunft des Gewerbe— 
treibenden oder die von ihm vorgelegten Ausweiſe die Frage nicht völlig erledigen, der Behörde dieſes 
Ortes über den ſtattfindenden Gewerbebetrieb unverzüglich Mittheilung zugehen laſſen. 

Wie es in ſolchen Fällen zu halten ſei, wo der betreffende preußiſche Gewerbetreibende überhaupt 
keinen Wohnſitz hat (heimathlos iſt), oder wo der betreffende Gewerbetreibende einem andern deutſchen 
Staate angehört, iſt aus F§. 4 des Geſetzes zu erſehen. Erſtern Falls iſt die Beſteuerung am Orte, wo 
der Gewerbebetrieb begonnen wurde, zu konſtatiren und, falls dieſelbe nicht behauptet oder nicht glaub⸗ 
haft gemacht wird, die Heranziehung zur Steuer an demjenigen Orte, wo der Geſchäftsbetrieb gerade 
ſtattfindet, ſowie nach Umſtänden zugleich die Beſtrafung zu veranlaſſen. 

Im zweitgedachten Falle beſchränkt ſich die Ermittelung darauf, daß daſſelbe Gewerbe von dem 
Betreffenden im Heimathſtaate oder überhaupt in einem deutſchen Staate als ſtehendes getrieben wird. 
Kann dies nicht nachgewieſen werden, ſo tritt die gleiche Behandlung wie im vorerwähnten erſten Falle 
(bezüglich heimathloſer Preußen) ein. 

8. Aus den Beſtimmungen der Gewerbeordnung ($. 55) und des 8.1 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 
könnte bei ſtreng wörtlicher Auslegung gefolgert werden, daß der Geſchäftsbetrieb des Inhabers eines 
Gewerbeſcheins im Gemeindebezirke des Wohnortes ſtets als ſtehender Gewerbebetrieb angeſehen und 
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als ſolcher angemeldet und beſteuert werden müſſe. Durch den 8. 5 des Geſetzes wird dieſe Auffaſſung 
ausgeſchloſſen. Wer beiſpielsweiſe einen Handel im Umherziehen mit Obſt, Fiſchen und dergleichen 
betreibt und zu Zeiten auch an feinem Wohnorte die Waare von ſeinem Fahrzeuge oder im Umhertragen 
auf Straßen und Märkten feilbietet oder einzelne Verkäufe in ſeiner Wohnung vornimmt, — imgleichen 
wer das Sammeln von Abfällen im Umherziehen betreibt und zu 1 dieſem Geſchäfte auch an ſeinem 
Wohnorte nachgeht, ſoll dieſerhalb nicht neben der Hauſirſteuer auch noch von der Steuer vom ſtehenden 
Gewerbe betroffen werden. Der Geſchäftsbetrieb am Wohnorte wird vielmehr in Fällen ſolcher Art als 
Theil des Gewerbebetriebes im Umherziehen behandelt. Bedingung für dieſe Behandlungsweiſe iſt aber, 
daß der Geſchäftsbetrieb am Wohnorte nur 

a) vorübergehend und . 

b) ohne Begründung einer gewerblichen Niederlaffung ausgeübt werden darf. 

Wer alſo nicht bloß zu Zeiten, ſondern ununterbrochen — auch während gleichzeitig der Geſchäfts⸗ 
betrieb außerhalb des Wohnortes auf Grund des Gewerbeſcheins vor ſich geht — am Wohnorte ſelbſt 
(durch Gehülfen oder Angehörige) ſein Geſchäft betreibt, oder wer am Wohnorte ſolche Veranſtaltungen 
trifft, welche als Begründung einer gewerblichen Niederlaſſung anzuſehen ſind, z. B. eine feſte Verkaufs⸗ 
ſtätte behufs dauernden Abſatzes ſeiner Waaren am Wohnorte eröffnet, wenngleich dieſe nicht ununter⸗ 
brochen offen gehalten, ſondern zu Zeiten geſchloſſen wird, unterliegt neben der Hauſirſteuer auch den 
Vorſchriften über Anmeldung und Beſteuerung des ſtehenden Gewerbebetriebes an ſeinem Wohnorte. 

9. Die Feſtſetzung der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen ſteht lediglich den Regierungen, 
in Berlin der Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern zu. 

Die Erhebung einer Nachſteuer beim Uebertritt der im §. 60 Abſ. 2 der Gewerbeordnung bezeich⸗ 
neten Gewerbetreibenden aus einem Regierungsbezirke in den anderen findet nicht ſtatt. Bei Ausdehnung 
des Gewerbeſcheins auf einen anderen Bezirk bedarf es einer Mittheilung hierüber an die Finanz⸗ 
abtheilungen der Regierungen nicht, außer in denjenigen Fällen, wo ein von einer nichtpreußiſchen 
Behörde ausgeſtellter Gewerbeſchein der fraglichen Art zuerſt behufs Ausdehnung auf einen preußiſchen 
Bezirk der betreffenden preußiſchen Behörde vorgelegt wird. 

Die von der Regierung in Sigmaringen ausgeſtellten Gewerbeſcheine haben jedoch — was auf 
denſelben ausdrücklich zu vermerken iſt — nur Gültigkeit für die Hohenzollernſchen Lande. Will der 
Inhaber eines ſolchen Gewerbeſcheins ſein Gewerbe in einem anderen Theile der Monarchie betreiben, 
ſo iſt die Ausdehnung des Gewerbeſcheins und Nacherhebung der Steuer nach Vorſchrift des §. 11 des 
Geſetzes nothwendig. 

10. I. Der Steuerſatz von 48 Mark hat die Regel zu bilden, und muß derſelbe in allen Fällen 
Anwendung finden, in denen nicht beſondere Umſtände nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
einen ermäßigten oder einen erhöhten Jahresſteuerſatz rechtfertigen. Das Geſetz hat 
a) einerſeits beſtimmtere Normen für die Gewerbebetriebe geringer Art hinzugefügt, und 
b) an drerſeits die Regierungen ermächtigt, auch die beſonderen perſönlichen Verhältniſſe der 

Steuerpflichtige, welche den Gewerbebetrieb beeinfluſſen (z. B. Gebrechlichkeit, hohes Alter, 
Mittelloſigkeit), in Erwägung zu ziehen. 

II. Von den Gewerben geringer Art, für welche die Steuerſätze von 36, 24, 18, 12 und 6 Mark 
beſtimmt find, werden im 8.9 unter a und b gewiſſe Gattungen mit Anführung typiſcher 
Beiſpiele näher bezeichnet. Bei beiden Gattungen ſoll regelmäßig, und wenn nicht auf einem 
bei dieſen Gewerben ungewöhnlichen Betriebsumfang zu ſchließen iſt, über den Steuerſatz 
von 24 Mark nicht hinausgegangen werden. Der Satz von 24 Mark wird danach dann an⸗ 
zuwenden ſein, wenn insbeſondere bei den unter b aufgeführten Gewerben nach der Art und 
Weiſe ihrer Ausübung (Mitnahme von Begleitern, Halten von Fuhrwerk u. ſ. w.) oder ſonſtigen 
Umſtänden (3. B. günſtigen Abſatzverhältniſſen), auf einen erheblichen Umfang zu ſchließen und 
nicht etwa andrerſeits individuelle, den Gewerbebetrieb beeinträchtigende Umſtände (vorſtehend 
zu Ib) vorliegen. Unter gleichen Vorausſetzungen würde für die unter a im 8.9 des Geſetzes 
bezeichneten Gewerbe der Steuerſatz von 18 Mark genügen. 

Als mittelbarer Satz ergiebt ſich hieraus für die erſtgedachte Gattung (8. 9b) der Steuerſatz 
von 18 Mark, für die zweitgedachte Gattung ($. 9a) derjenige von 12 Mark, und unter dieſe 
Sätze wird nur in denjenigen Fällen herabzugehen ſein, in welchen dieſelben wegen des 
minimalen Umfanges des Gewerbebetriebes oder wegen der obwaltenden beſondern Ver— 
hältniſſe in der Perſon des Steuerpflichtigen (zu Ib vorſtehend) für nicht anwendbar erachtet 
werden müſſen, indem alsdann bei der im F. 9b des Geſetzes bezeichneten Gattung der 
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Steuerſatz von 12 Mark (nur ausnahmsweiſe der Satz von 6 Mark), bei der im 8. 9a 
des Geſetzes bezeichneten Gattung der Satz von 6 Mark Anwendung finden ſoll. 


Die Regierungen ſind ermächtigt, die ermäßigten Steuerſätze nach den unter J und Il vorſtehend 


entwickelten Grundſätzen auch auf andere als die im §. 9 des Geſetzes unter a und b aufs 
geführten Gewerbebetriebe anzuwenden, wenn letztere den im §. Ha und b angeführten gleich⸗ 


zuſtellen ſind, und zwar ohne Unterſchied, ob der Gewerbebetrieb im Feilbieten oder im 
Aufkauf von Waaren oder auch im Feilbieten gewerblicher oder künſtleriſcher Leiſtungen beſteht. 


„Von dieſer Ermächtigung muß jedoch mit großer Vorſicht Gebrauch gemacht werden. 
Es iſt dabei, wie überhaupt in allen Fällen bei Feſtſetzung der Steuer vom 
Gewerbebetriebe im Umherziehen, ernſtlich zu berückſichtigen, daß die Abſicht des Geſetzes 
keineswegs auf eine allgemeine Ermäßigung der Steuer gerichtet geweſen iſt, und daß ein 
Ueberhandnehmen der Gewerbebetriebe im Umherziehen nicht durch eine zu milde Handhabung 
der Beſtimmungen über die Höhe der Steuer zu befördern iſt. Keineswegs dürfen die Steuer⸗ 
ſätze und Verhältniſſe der ſtehende Gewerbe Betreibenden maßgebend ſein, nachdem die Be⸗ 
ſteuerung der letzteren durch das Geſetz vom 24. Juni 1891 nach ganz andern Grundſäßen 
geordnet iſt. Es bleibt auch zu berückſichtigen, daß der Gewerbebetrieb im Umherziehen einer 
Kommunalbeſteuerung nicht unterliegt, während von den ſtehenden Gewerben von zahlreichen 
Gememden, neben den Abgaben für die weiteren Kommunalvperbände, für Kirchen und Schul⸗ 
ſozietäten u. ſ. w., hohe Gemeindeſteuern erhoben werden. 

Die Anwendung des Steuerſatzes von 36 Mark wird hauptsächlich bei ſolchen Gewerbebetrieben 
ihre Stelle finden, welche nicht zu den Gewerben geringer Art gehören, aber weil fie in 
erheblich geringerem als dem gewöhnlichen Umfange betrieben oder durch beſondere (indivi⸗ 
duelle) Umſtände beeinträchtigt werden, durch den regelmäßigen Steuerſatz von 48 Marl zu 
hart betroffen werden würden. Es iſt nicht unbedingt ausgeſchloſſen, in Fällen dieſer Art 
noch unter den Steuerſatz von 36 Mark herabzugehen, wenn die obwaltenden Verhältniſſe es 
erfordern, um eine entſchiedene Ueberbürdung zu vermeiden. Indeſſen darf dies nur aus⸗ 
nahmsweiſe geſchehen und wird namentlich ein geringerer Steuerſatz als 24 Mark ſich nur 
in ganz vereinzelten Fällen rechtfertigen laſſen. 


Nach §. 6 des Geſetzes iſt bei der Anmeldung des Gewerbebetriebes zur Ertheilung des Ge⸗ 


werbeſcheins ſowohl der Gegenſtand deſſelben als die Anzahl der mitzuführenden Begleiter, 
Fuhrwerke oder Waſſerfahrzeuge anzugeben, auch auf Erſordern noch nähere Auskunft über 
die Verrichtungen der Begleiter, die Beſchaffenheit und Beſtimmung der Transportmittel zu 
ertheilen. Ferner bedarf nach §. 7 jede ſpätere Aenderung in dem Gegenſtande des Gewerbe: 
betriebes, in der Anzahl der Begleiter oder der Transportmittel der vorherigen Anmeldung. 
In dieſen äußeren Merkmalen iſt, worauf auch das Geſetz ſelbſt in dem Schlußſatze des §. 7 
hinweist, wichtiges Material für eine ſachgemäße Feſtſtellung der Steuer gegeben, das von 
den Regierungen nicht unbenutzt gelaſſen werden darf. Dabei iſt insbeſondere zu beachten, 
daß im Allgemeinen der auf mehrere Gegenſtände ausgedehnte Geſchäftsbewieb, inſofern er 
einen mannigfaliigeren Abſatz geſtattet und erheblichere Betriebsmittel vorausſetzt, ſowie daß 
der durch Begleiter unterſtützte und der unter Benutzung von Fuhrwerk ausgeubte Gewerbes 
betrieb der relativ ſteuerfähigere und einer Ermäßigung des Steuerſatzes minder bedürftige, 
daher mit den entſprechenden höheren Steuerſätzen zu belegen iſt. 

Es iſt den Regierungen aber zur Genüge bekannt, daß beſondere Umſtände dieſe Ver⸗ 
muthung im einzelnen Falle en!fräften, können, und daß mehrere jener Merkmale bei dem 
gegenwartigen Stande der öffentlichen Trausport⸗ und Kommunikationsmittel je nach der ver⸗ 
ſchiedenen Lokalität des Gewerbebetriebes eine ſehr verſchiedene Bedeutung haben. Es braucht 
beiſpielsweiſe nur an den durch Benutzung der Eiſenbahnen ermöglichten ſchwunghaften und weit 
lohnenderen Betrieb einzelner Gewerbe ohne Begleiter und ohne Fuhrwerk erinnert zu werden. 

Bei Feſtſetzung der Steuer muß derartigen Umſtänden die volle Aufmerkſamkeit zu⸗ 
gewendet und dafür Sorge getragen, nöthigenfalls mit Strenge darauf gehalten werden, daß 
die Lokal⸗ und Kreisbehörden, welche den Perſönlichkeiten der Anmeldenden näher ſtehen, die 
thatſächlichen Verhältniſſe gehörig klar ſtellen und ihre gutachtlichen Acußerungen gewiſſenhaft 
abgeben. 

Die Hauſirſteuer iſt eine Jahresſteuer, dergeſtalt, daß die Steuerfeſtſtellung und Entrichtung 
und die Ertheilung des Gewerbeſcheins ſtels, insbeſondere auch, wenn „gemäß §. 60 der 
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Gewerbeordnung der Wandergewerbeſchein für eine kürzere Dauer oder für beſtimmte Tage 
ausgeſtellt oder ausgedehnt iſt, für das Kalenderjahr zu erfolgen hat. Indeſſen liegt es in 
der Befugniß der Regierungen, wenn ein Gewerbe erſt in vorgerückter Jahreszeit angefangen 


werden ol, hierauf bei Beſtimmung des für den Reſt⸗des Jahres zu erlegenden Steuer⸗ 


+ 


PII. 


ſatzes geeignete Rückſicht zu nehmen. Der in Rede ſtehende Umſtand kann jedoch keinesfalls 
in Betracht kommen bei denjenigen Gewerben, welche ihrer Natur nach ſich auf den Betrieb 


während einer beſtimmten Jahreszeit (Saiſon) beſchränken, wird aber auch bei anderen Ge⸗ 


werben immer nur ausnahmsweiſe die Wahl eines nicht ſchon an ſich gerechtfertigten er⸗ 
mäßigten Steuerſatzes begründen können. * n f f 
Für die Mitglieder größerer Mufiker⸗ ꝛc. Geſellſchaften ift im §. 10 des Geſetzes unter den dort 


angegebenen Vorausſetzungen die Zuläſſigkeit ermäßigter Steuerſätze ausdrücklich e be. 


Es hat dadurch jedoch nicht ausgeſchloſſen werben ſollen, daß auf ſolche Muſiker, 


Schauſpielet u. ſ. w., welche allein oder in Verbindungen von weniger als vier Perſonen ihr 


III.“ 


Gewerbe betreiben, die allgemeinen Vorſchriften des §. 9 und die danach zuläſſigen ermäßigten 
Steuerſätze angewandt werden, ſofern die im einzelnen Falle obwaltenden Umſtände nach dem 
Ermeſſen der Regierungen dieſes rechtfertigen. a 
Auch wird es kaum der Erwähnung bedürfen, daß der §. 10 des Geſetzes eine Er⸗ 

mächtigung ertheilt, von welcher nur, wenn das Bedürfniß dazu vorhanden, Gebrauch zu 
machen, während andernfalls die Anwendung des vollen Steuerſatzes von 48 Mark oder des 
Satzes von 36 Mark durchaus zuläſſig iſt. * 32 
Für Gewerbebetriebe von bedeutendem Umfange, wie diejenigen 

der Borjteher großer Schauſpieler⸗, Muſiker⸗, Kunſtreiter⸗ und ähnlicher Geſellſchaften, 

der Pferde⸗ und Viehhändler mit erheblichem Betriebskapital und Umſatz, 

der mit größeren Waarenlagern umherziehenden Handeltreibenden u. ſ. w. 


ſind im §. 9 Nr. 2 des Geſetzes erhöhte Steuerſätze von 72, 96 oder 144 Mark eingeführt. 


Beruhte ſchon die Einführung dieſer erhöhten Steuerſätze auf der Erwägung, daß 


namentlich die Entwickelung der Kommunikations⸗ und Transportmittel einen umfangreichen, 
vielfach dem ſtehenden Gewerbe empfindliche Konkurrenz bereitenden Betrieb des Gewerbes im 


2 Umherziehen ermöglichte, ſo haben ſich die Verhältniſſe ſeit dem Erlaß des Geſetzes noch 
weiter in dieſer Richtung entwickelt. Die Regierungen werden daher zu prüfen haben, ob im 


einzelnen Falle der regelmäßige Steuerſaß von 48 Mark noch eine ausreichende Beſteuerung darſtellt 
oder ob und welcher höhere Satz den Verhältniſſen des Betriebes angemeſſen iſt, wobei zu 
beachten iſt, daß die oben erwähnten, im Geſetze angeführten Gewerbebetriebe nur als Beiſpiele 
ſolcher Gewerbebetriebe 1 0 gemacht ſind, bei denen ein bedeutender Umfang nicht ſelten 
vorkommt, die Erhöhung der Steuer aber auch bei jeder anderen Art des Gewerbe— 
betriebes im Umherziehen, wenn die bezeichnete Vorausſetzung zutrifft, An⸗ 
wendung findet. 


11. Welche Aenderungen des Gewerbebetriebes im Umherziehen im Laufe des Jahres eine ander⸗ 
weite Feſtſetzung der Steuer nach ſich ziehen können, iſt im §. 7 des Geſetzes vorgeſehen. 


Dieſel 
I. 


II. 


III. 


ben beſchränken ſich 

auf Aenderungen im Gegenſtande des Gewerbebetriebes, nämlich 

a) den Uebergang zu einem andern als dem im Gewerbeſcheine bezeichneten Gewerbe, 
z. B. zum Feilbieten von Waaren ſtatt des Feilbietens von Leiſtungen oder 

b) die Ausdehnung des Gewerbebetriebes auf noch andere, als die im Gewerbeſcheine be— 
zeichneten Gegenſtände, Waaren oder Leiſtungen, 

auf Vermehrung der Zahl der Begleiter, Fuhrwerke oder Waſſerfahrzeuge über die im Ge⸗ 

werbeſcheine angegebene Zahl, oder 

auf das Mitführen auch nur eines Begleiters, Fuhrwerkes oder Waſſerfahrzeuges, während 

im Gewerbeſcheine ſolches nicht angegeben iſt. 

In allen vorgedachten Fällen, mögen ſie durch vorſchriftsmäßige Anmeldung oder durch 
Entdeckung einer Geſetzesübertretung bekannt werden, iſt zu prüfen, ob die im Laufe des 
Jahres ſtattfindende Aenderung des Gewerbebetriebes die Anwendung eines höheren Steuer⸗ 
ſatzes zu begründen geeignet iſt. Für die Beantwortung dieſer Frage ſind die Beſtimmungen 


12. 


II. 
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des §. 9 des Geſetzes und die oben unter Nr. 10 dieſer Anweiſung entwickelten Grundſätze 
ebenfalls maßgebend. 

Wird die Frage hiernach bejaht, ſo iſt doch zu beachten, daß ſtets der für das betreffende 
Jahr bereits entrichtete Steuerbetrag auf den in Folge der eingetretenen Aenderung feſtge⸗ 
ſtellten Steuerſatz anzurechnen und nur der überſchießende Mehrbetrag des letzteren nach⸗ 
zuerheben bleibt. 

Daß und in welchem Betrage eine derartige Anrechnung ſtattgefunden hat, iſt auf dem 
berichtigten oder anderweit ausgefertigten Gewerbeſcheine zu vermerken. 

In gleicher Weiſe tritt eine Anrechnung der in den Hohenzollernſchen Landen erlegten 
Steuer bei Ausdehnung des Gewerbeſcheins in den Fällen des §. 11 — zweiter Abſatz — 
des Geſetzes ein. (Vergl. oben unter Nr. 9 Abſ. 3.) 


In Betreff der Anmeldung des Gewerbebetriebes im Umherziehen wird unterſchieden 


a) ob es zu dem Gewerbebetriebe des Wandergewerbeſcheins einer preußiſchen Verwaltungs⸗ 
behörde bedarf, — alsdann iſt keine beſondere Anmeldung wegen des Gewerbeſcheins 
erforderlich, ſondern die Beantragung des letzteren mit dem Antrage auf Ertheilung des 
Wandergewerbeſcheins zu verbinden. Daſſelbe gilt, wenn Angehörige anderer deutſcher 
Staaten den von einer nichtpreußiſchen Behörde ertheilten Wandergewerbeſchein zu den im 
8.55 Nr. 4 der Gewerbeordnung bezeichneten Gewerbebetrieben behufs Ausdehnung auf 
einen preußiſchen Bezirk einreichen (§. 60 der Gewerbeordnung, vergl. auch oben Nr. 9 Abſ. 2). 

An welche Behörde die Anträge auf Ertheilung beziehungsweiſe Ausdehnung eines 
Wandergewerbeſcheins zu richten ſind, wird als aus den Ausführungsbeſtimmungen zu 
Titel III der Gewerbeordnung bekannt vorausgeſetzt. 

b) Iſt ein Wandergewerbeſchein der preußiſchen Verwaltungsbehörde nicht erforderlich, ſo muß 

die Anmeldung behufs Entrichtung der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen 

beſonders und zwar bei der Ortspolizeibehöͤrde, — in den Städten mit nicht mehr als 

2000 Einwohnern und auf dem platten Lande aber bei dem Landrathe (in Hohenzollern 

dem Oberamtmann) (vergl. §. 6 dritter Abſatz des Geſetzes vom 3. Juli 1876 und §. 1 

Abſ. 2 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891) bewirkt werden. 

Hierher gehören alſo namentlich die Anmeldungen wegen des Feilbietens nicht ſelbſt⸗ 
gewonnener roher Erzeugniſſe der Land⸗ und Forſtwirthſchaft, des Garten⸗ und Obſtbaues, 
der Jagd und Fiſcherei, der Geflügel⸗ und Bienenzucht (Nr. 2 zu I oben), ferner die Ans 
meldungen zur Ertheilung preußiſcher Gewerbeſcheine für Angehörige anderer deutſcher 
Staaten, die ſchon im Beſitze eines keiner Ausdehnung bedürfenden Wandergewerbeſcheins 
der obern Verwaltungsbehörde ihres Heimathsſtaates ſind. Den Gewerbetreibenden der 
letztgedachten Art ſoll jedoch auch geſtattet ſein, ſich mit dem Antrage auf Ertheilung des 
preußiſchen Gewerbeſcheins unmittelbar an die Regierung (Direktion für die Verwaltung 
der direkten Steuern in Berlin) zu wenden. 

Endlich ſind hiernach auch die Anträge auf Ausdehnung derjenigen Gewerbeſcheine 
1 8. 11 zweiter Abſatz) zu behandeln, welche in den Hohenzollernſchen Landen 
gelöſt ſind. 0 
Gehört der beabſichtigte Gewerbebetrieb ſowohl zu der unter a als zu der unter b be⸗ 
zeichneten Kategorie — z. B. Feilbieten verſchiedener nicht ſelbſtgewonnener Erzeugniſſe 
der Landwirthſchaft, welche nur zum Theil zu den rohen Erzeugniſſen zu rechnen und 
wozu nur, inſoweit dies zutrifft, kein Wandergewerbeſchein nöthig iſt, während wegen 
der übrigen Gegenſtände allerdings ein ſolcher zu beantragen iſt —, jo iſt die Anmeldung 
auch in Betreff des nicht wandergewerbeſcheinpflichtigen Gewerbebetriebes mit dem Antrage 
auf Ertheilung des Wandergewerbeſcheins zu verbinden. 

Hinſichtlich der weiteren Behandlung der — nöthigenfalls vervollſtändigten — Anmeldung 

greift die zu I vorſtehend erörterte Unterſcheidung wiederum Platz. 

a) Bedarf es zugleich eines preußiſchen Wandergewerbeſcheins (zu Ta), jo iſt die mit dem 
Antrage auf Ertheilung des Letzteren verbundene Anmeldung der Behörde, von welcher der 
Wandergewerbeſchein auszuferligen ift, zu überſenden und gelangt erſt mit demſelben vor 
deſſen Aushändigung an die für die Ertheilung des Gewerbeſcheins zuſtändige Behörde 
(bei den Regierungen an deren Finanzabtheilung), welche den mit dem Wandergewerbe⸗ 
ſchein in der Regel zu verbindenden Gewerbeſchein ausfertigt und der betreffenden Kaſſe 
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zugehen läßt. Die vorerwähnte Mittheilung des Wandergewerbeſcheins an die zur Er⸗ 
theilung des Gewerbeſcheins zuſtändige Stelle hat auch dann einzutreten, wenn es aus⸗ 
nahmsweiſe eines Gewerbeſcheins nach Vorſchrift dieſes Geſetzes nicht bedarf (Nr. 2 zu II 
und II). Letztere Stelle hat alsdann auf dem Wandergewerbeſcheine zu vermerken, daß 
. nicht erforderlich iſt, und denſelben ohne Aufenthalt weiter zu be⸗ 
ördern. 

b) In den unter Ib gedachten Fällen wird dagegen die Anmeldung direkt der zur Feſtſetzung 
der Steuer zuſtändigen Behörde vorgelegt. 

e) In den unter Ic erwähnten Fällen endlich iſt, wie vorſtehend unter a angegeben, zu ver⸗ 
fahren. Der Gewerbeſchein für den nicht wandergewerbeſcheinpflichtigen Gewerbebetrieb iſt 
alsdann aber nicht beſonders auszufertigen, ſondern die betreffenden Gegenſtände (öz. B. 
nicht ſelbſtgewonnene rohe Erzeugniſſe der Landwirthſchaft) werden in den mit dem Wander⸗ 
gewerbeſcheine zu verbindenden Gewerbeſchein mit aufgenommen. 

In allen Fällen (zu a und b) haben die die Anmeldungen vorlegenden Behörden und 
Beamten ſich deren vorgängige Prüfung hinſichtlich des anzuwendenden Steuerſatzes angelegen 
ſein zu laſſen, die etwa nöthigen weiteren Aufklärungen über Art und Umfang des Gewerbe⸗ 
betriebes, beſondere Verhaͤltniſſe der Gewerbetreibenden u. ſ. w. zu beſchaffen und ihre gut⸗ 
achtliche Aeußerung über den angemeſſenen Steuerſatz beizufügen. 


Wegen der Form der Gewerbeſcheine und wegen der Verbindung derſelben mit den Wander⸗ 
gewerbeſcheinen bewendet es bei den bisherigen Beſtimmungen. Die Namhaflmachung der 
mitzuführenden Begleiter findet nicht ſtatt, ſondern es iſt nur die Anzahl derſelben — nach 
Umſtänden jedoch auch eine Bezeichnung ihrer Beſtimmung — im Gewerbeſcheine anzugeben. 
Ob in die nicht mit Wandergewerbeſcheinen verbundenen Gewerbeſcheine auch das Signale⸗ 
ment des Inhabers aufzunehmen iſt oder nicht, bleibt dem Ermeſſen der ausfertigenden Be⸗ 
hörden überlaſſen. Die Behörden, bei welchen die betreffenden Anmeldungen anzubringen find, 
müſſen jedoch mit Weiſung darüber verſehen werden, in welchen Fällen auf Beifügung des 
Signalements zu halten ſei, damit unnöthige Beläſtigungen oder nachträgliche Verzögerungen 
vermieden werden. 
Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Bezeichnung des Gegenſtandes des Gewerbebetriebes in 
dem Gewerbeſcheine. Bei der näheren Bezeichnung der Gegenflände wird jedoch die Speziali⸗ 
ſirung, ſoweit es die Grundſätze für die Wahl ermäßigter Steuerſätze geſtatten, einzuſchränken 
und den ſprachgebräuchlichen Kollektivbezeichnungen der Vorzug zu geben fein, um die Fälle 
ſtrafbarer Ausdehnung des Gewerbebetriebes auf andere als die im Gewerbeſcheine bezeich- 
neten Waaren oder Leiſtungen (§. 19 des Geſetzes) ſo viel als thunlich zu vermindern. 
Wünſchenswerth erſcheint die Uebereinſtimmung der gebräuchlichen Bezeichnungen des 
Gegenſtandes des Gewerbebetriebes in den Wandergewerbeſcheinen einerſeits und den Ge— 
werbeſcheinen andererſeits. Es kann deshalb nur empfohlen werden, hierauf durch Einver⸗ 
nehmen der beiderſeits zuſtändigen Behörden hinzuwirken, wo ſich dazu Veranlaſſung ergiebt. 
Iſt aber der Gegenſtand des beabſichtigten Gewerbebetriebes im Wandergewerbeſcheine nicht 
ſo beſtimmt bezeichnet, wie es im ſteuerlichen Intereſſe nothwendig erſcheint, ſo muß darauf 
gehalten * daß die Vervollſtändigung der Bezeichnung in den Gewerbeſchein aufge: 
nommen wird. 


Hinſichtlich der Numerirung und der Eintragung der Gewerbeſcheine in die zu führenden 


Regiſter, ſowie der Kaſſen, welchen die Gewerbeſcheine zur Aushändigung gegen Erlegung 
der Steuer zuzufertigen ſind, bewendet es bei dem bisherigen Verfahren. 


Da der Gewerbebetrieb im Umherziehen nicht eher begonnen werden darf, als bis der Ge⸗ 
werbeſchein ausgehändigt iſt, ſo muß eine raſche Erledigung der bezüglichen Angelegenheiten 
allen betheiligten Behörden und Beamten zur Pflicht gemacht werden. Verſchleppungen und 
Nachläſſigkeiten dürfen hierbei nirgend geduldet werden, ſondern ſind, wo ſie vorkommen ſollten, 
unnachſichtlich abzuſtellen. 

Außerdem iſt darauf zu halten, daß alljährlich im Monat September durch Bekannt⸗ 
machung in ortsüblicher Weiſe, beziehungsweiſe durch die Kreis⸗ und Amtsblätter die Auf⸗ 
forderung erlaſſen wird, die Anmeldungen des für das folgende Jahr beabſichtigten Gewerbe⸗ 
betriebes im Umherziehen ſpäteſtens im Oktober zu bewirken. 
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13. Wegen der im Laufe des Jahres über beabſichtigte Veränderungen des Gewerbebetriebes zu 
machenden Anmeldungen wird auf die obigen Erläuterungen unter Nr. 11 zu 1 Bezug genommen und 
im Uebrigen auf den §. 7 des Geſetzes verwieſen, wonach auf derartige Anmeldungen die Beſtimmungen 
des §. 6 gleichmäßig ſowohl hinſichtlich der Stelle, bei welcher ſie anzubringen ſind, als hinſichtlich des 
Inhalts und des Verfahrens Anwendung zu finden haben. 


14. Die nach §. 13 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 dem Finanzminiſter zuſtehende Ermächtigung 
zur Ertheilung ſteuerfreier Gewerbeſcheine wird auf die Regierungen übertragen. Die Regierungen haben 
jedoch die Bewilligung auf diejenigen Fälle zu beſchränken, in welchen zuverläſſig ermittelt iſt, daß es ſich 
um einen Betrieb von geringſtem Umfange handelt und der Gewerbetreibende auch den niedrigſten Steuer⸗ 
ſatz von 6 Mark nicht zu entrichten im Stande iſt. Es iſt namentlich auch zu beachten, daß die Be⸗ 
willigung ſteuerfreier Gewerbeſcheine nicht lediglich zu dem Zwecke erfolgen darf, den Armenverbänden die 
Armenlaſt zu erleichtern, und die Ueberhandnahme der Hauſirbetriebe nicht durch zu weit gehende Be— 
willigung ſteuerfreier Gewerbeſcheine gefördert wird. 


15. Bei Anwendung der Beſtimmungen über Erſtattung der Steuer (§. 15 des Geſetzes) muß daran 
feſtgehalten werden, daß die im zweiten Abſatze des §. 15 zugelaſſenen Ausnahmen von der im erſten 
Abſatze vorangeſtellten Regel auch in der Praxis Ausnahmen bleiben und die Erſtattung in allen Fällen 
nur gewährt werden kann, ohne daß irgendwie ein Rechtsanſpruch auf dieſelbe anerkannt wäre. 

Die Natur des Gewerbebetriebes im Umherziehen erleichtert deſſen Ausübung, ohne daß am Wohn⸗ 
orte des Gewerbetreibenden etwas davon bekannt wird, in hohem Grade. Unbegründete Erſtattungs⸗ 
geſuche können deshalb leicht vorkommen, ſelbſt wenn letztere auf die Thatſache geſtützt werden, daß der 
Gewerbebetrieb ganz unterblieben ſei. Noch ſchwieriger iſt die Prüfung, wenn behauptet wird, der Ge⸗ 
werbebetrieb ſei eingeſtellt. Es kommen dann die ſchon anderweit berührten Momente mit ins Spiel, ob 
der Gewerbebetrieb nicht von ſelbſt ſich nur auf einen gewiſſen Theil des Jahres erſtrecken konnte und 
ſollte und dergleichen mehr. 

Das Geſetz hat hiergegen inſofern einigermaßen Vorkehrung getroffen, als jede Erſtattung abzulehnen 
iſt, wenn der Gewerbeſchein ſpäter als 6 Monate nach ſeiner Einlöſung zurückgegeben wird und als das 
Erſtattungsgeſuch nur durch den Eintritt unvorhergeſehener, von dem Willen des Gewerbetreibenden un⸗ 
abhängiger Ereigniſſe motivirt werden kann. 


16. Die Angehörigen außerdeutſcher Staaten, welche weder ihren Wohnſitz noch eine gewerbliche 
Niederlaſſung in einem deutſchen Staate haben, können zur Steuer nicht herangezogen werden, wenn ſie 
ſich in Preußen darauf beſchränken, 

a) Handel (Aufkauf und Verkauf von Waaren und Suchen von Waarenbeſtellungen) auf Meſſen 
und Jahrmärkten zu treiben (§. 3 Nr. 3), 

b) Waaren auf Wochenmärkten anzukaufen, 

c) Verzehrungsgegenſtände (nicht Handwerkerwaaren und dergl.), welche zu den Gegenſtänden des 
Wochenmarktverkehrs gehören, auf Wochenmärkten feilzubieten (§. 3 Nr. 4), 

d) innerhalb eines Bezirkes von nicht über 15 Kilometer dieſſeits der preußiſchen Grenze, wo die 
zuſtändige Regierung dies geſtattet hat, ſelbſtgewonnene Erzeugniſſe und ſelbſtverfertigte Waaren, 
welche zu den Wochenmarktsgegenſtänden gehören, feilzubieten ($. 3 Nr. 5). 

In welchen Fällen der Verkehr in der zu d bezeichneten Art von den Regierungen ſteuerfrei zu ge⸗ 
ſtatten iſt, bleibt vorerſt deren Ermeſſen überlaſſen. Es wird dabei außer der etwaigen Befriedigung von 
Bedürfniſſen dieſſeitiger Grenzbewohner und dem Intereſſe der Erhaltung eines bereits beſtehenden nütz⸗ 
been en auch die Rückſicht auf Gegenfeitigfeit wahrzunehmen fein, wo dazu irgend Anlaß 
geboten iſt. 

Solche Anordnungen ſind in geeigneter Weiſe in dem betreffenden Bezirke öffentlich bekannt zu 
machen, nach Umſtänden auch zur Kenntniß der jenſeitigen Grenzbewohner zu bringen und wird dabei 
zweckmäßig zugleich auf das in gewerbepolizeilicher Hinſicht zu Beobachtende (Wandergewerbeſchein), ſowie 
auf die zollgeſetzlichen Vorſchriften wegen des Verkehrs im Grenzbezirke beziehungsweiſe des ſogenannten 
kleinen Grenzverkehrs nach Verſtändigung mit den zuſtändigen Behörden hinzuweiſen ſein. 

Aus den Beſtimmungen im §. 1 des Geſetzes folgt ferner, daß Angehörige außerdeutſcher Staaten, 
welche auf Beſtellung ihr Gewerbe in Preußen ausüben, Waaren nicht zum Wiederverkauf oder 
doch nur bei Kaufleuten und in offenen Verkaufsſtellen aufkaufen, dieſerhalb keinesfalls mit der Steuer 
vom Gewerbebetriebe im Umherziehen betroffen werden können. 
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Inwiefern einzelne Arten der bezeichneten gewerblichen Handlungen der Steuer vom ſtehenden Ge⸗ 
werbebewiebe unterliegen können (3. B. Ausübung des Zimmergewerbes durch Ausführung eines beſtellten 
Baues in Preußen u. ſ. w.), iſt lediglich nach den die Beſteuerung des ſtehenden Gewerbebetriebes be— 
treffenden Vorſchriften zu beurtheilen. 

Dagegen kommt nach §. 3 Nr. 1 und 2 des Geſetzes den Angehörigen außerdeutſcher Staaten keine 
der ſonſtigen Ausnahmen von der Hauſirſteuer zu Statten, welche im F. 2 des Geſetzes beſtimmt find, und 
ebenſowenig die Steuerfreiheit des im Umherziehen betriebenen Feilbietens ſelbſtgewonnener Erzeugniſſe der 
Landwirthſchaft u. ſ. w. (§. 1 Nr. 1), es ſei denn, daß durch Verträge oder Vereinbarungen oder durch 
Anordnungen des Finanzminiſters anderweite Feſtſetzungen hierüber getroffen ſeien oder ſpeziell getroffen 
werden möchten. In letzterer Beziehung iſt daran zu erinnern, daß die Anwendung der ſämmtlichen Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen des §. 3 des Geſetzes bezüglich der Angehörigen des Großherzogthums Luxemburg 
e Zollvereins verträge ausgeſchloſſen iſt, jo daß dieſelben den Angehörigen deutſcher Staaten völlig 
gleichſtehen. 

Inſoweit die Angehörigen außerdeutſcher Staaten nach den Staats verträgen befugt find, auf Grund 
der in den Verträgen vorgeſehenen Gewerbelegitimationskarte Waareneinkäufe zu machen oder 
Waarenbeſtellungen zu ſuchen, unterliegen dieſelben für dieſe Arten des Gewerbebetriebes auch nicht der 
Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen. Die Frage der Steuerpflicht iſt ſomit lediglich danach zu 
beurtheilen, ob der Ausländer nach den Vorſchriften der Gewerbeordnung und den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zu derſelben beziehungsweiſe den Handelsverträgen eines Wandergewerbeſcheins oder nur 
einer Gewerbelegitimations karte der Behörde feines Heimathsſtaates bedarf. 

Bemerkt wird, daß von den gegenwärtig in Kraft befindlichen Handelsverträgen diejenigen mit 
Belgien, Frankreich, Griechenland, Italien, Oeſterreich-Ungarn, Rumänien, Rußland, der Schweiz und 
Serbien?!) ausdrückliche — im Einzelnen von einander abweichende — Beſtimmungen dahin enthalten, 
daß die Angehörigen dieſer Staaten, welche ſich durch die Legitimationskarte über ihre Befugniß zum 
Gewerbebetriebe in ihrem Heimathsſtaate ausweiſen, befugt ſein ſollen, ſelbſt oder durch in ihren Dienſten 
ſtehende Reiſende Waareneinkäufe zu machen oder Beſtellungen auf Waaren zu ſuchen, ohne für dieſe 
Art des Gewerbebetriebes einer weiteren Abgabe unterworfen zu ſein, jedoch nur ſofern ſie die 
aufgekauften Waaren nur behufs Beförderung zum Beſtimmungsorte beziehungsweiſe beim Auf⸗ 
ſuchen von Waarenbeſtellungen nur Proben oder Muſter bei ſich führen. Dieſelbe Vergünſtigung 
ſteht den Angehörigen derjenigen andern Staaten zu, denen die Rechte der meiſtbegünſtigten Nation 
eingeräumt ſind. 

Die en des Königreichs der Niederlande haben jedoch, wenn fie in Preußen Waaren⸗ 
beſtellungen aufſuchen oder Waaren für den Bedarf ihres Geſchäfts bei anderen Perſonen als Kaufleuten 
oder an anderen Orten als in offenen Verkaufsſtellen aufkaufen, ſofern fie nur Proben oder Mufter, die 
aufgekauften Waaren aber nur behufs ihrer Beförderung an den Beſtimmungsort mit ſich führen, nach 
Artikel 24 des Vertrags vom 31. Dezember 1851 (Geſetz-Samml. 1852 S. 162) 24 Mark Hauſirſteuer 
zu zahlen. 

Im Uebrigen finden die unter Nr. 1, 3, 4 und 5 des $. 3 des Geſetzes getroffenen Beſtimmungen 
auf die Angehörigen der genannten Staaten ebenſo Anwendung wie auf alle ſonſtigen Ausländer, zu 
deren Gunſten keine Verträge dieſe Beſtimmungen ausdrücklich ausſchließen. Die in den Handelsverträgen 
enthaltene allgemeine Beſtimmung, daß die Ausländer in Bezug auf die Befugniß zum Gewerbebetriebe 
und die für denſelben zu entrichtenden Abgaben den Inländern gleichgeſtellt ſein ſollen, hat keine Be⸗ 
deutung für den Gewerbebetrieb im Umherziehen, und zwar auch dann nicht, wenn der letztere von 
derſelben in dem Vertrage nicht ausdrücklich ausgenommen iſt. 

Von der im §. 14 Abſ. 2 des Geſetzes erwähnten Ermächtigung, bezüglich der daſelbſt bezeichneten 
Angehörigen anderer Länder, die Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen zu erhöhen, iſt bisher 
nur bei den Angehörigen des Königreichs Dänemark Gebrauch gemacht, für welche die Steuer auf 
180 Mark feſtgeſtellt iſt, wobei es auch ferner bewendet. 


*) Handelsverträge mit Belgien vom 6. Dezember 1891 Artikel 9 (Reichs⸗Geſetzbl. 1892 S. 241), Frankreich 
vom 2. Auguſt 1862 Artikel 26 (Geſetz⸗Samml. 1865 S. 338), Griechenland vom 9. Juli 1884 Artikel 6 (Reichs⸗Geſetzbl. 
1885 S. 23), Italien vom 6. Dezember 1891 Artikel 5 (Reichs⸗Geſetzbl. 1892 S. 97), Oeſterreich⸗Ungarn vom 6. De⸗ 
zember 1891 Artikel 19 Abſ. 8 (Reichs⸗Geſetzbl. 1892 S. 8), Rumänien vom 21. Oktober 1893 Artikel 3 (Reichs⸗Geſetzbl. 
1894 S. 1), Rußland vom 10. Februar 1894 Artikel 12 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 153), Schweiz vom 10. Dezember 1891 
Artikel 9 (Reichs⸗Geſetzbl. 1892 S. 195), Serbien vom 21. Auguſt 1892 Artikel 4 (Reichs⸗Geſetzbl. 1893 S. 269). 
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In Betreff der Frage, ob und unter welchen Bedingungen Ausländer zum Gewerbebetriebe im 
Umherziehen beziehungsweiſe zu welchen Arten deſſelben in Preußen zuzulaſſen, welche Behörden für die 


Ertheilung 


der desfallſigen Wandergewerbeſcheine zuſtändig ſind, wird auf die Vorſchriften der Reichs⸗ 


gewerbeordnung und die zur Ausführung derſelben ergangenen Beſtimmungen verwieſen. 


17. Zu den Strafbeſtimmungen in den §8. 17 bis 26 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 iſt Folgen⸗ 
des zu bemerken: c 


1. 


II. 


VI. 


VII. 


Der §. 17 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 iſt durch den 9. 70 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 
24. Juni 1891 erſetzt. . 
Der Betrag der der Hinterziehungsſtrafe zu Grunde zu legenden Jahresſteuer iſt nach 8. 28 
des Geſetzes von den Regierungen feſtzuſetzen. 

Bei den von den Regierungen vorläufig feſtzuſetzenden Strafen (F. 27) kommt deren 
Ermächtigung, eine noch mildere Strafe als das Doppelte in Anwendung zu bringen, in 
Seltacht. 


Die Strafe der Konfiskation der des Gewerbes wegen mitgeführten Gegenſtände findet nicht 


ſtatt. Dagegen iſt die Beſchlagnahme der zum Gewerbebetriebe im Umherziehen mitgeführten 
Gegenſtände geſtattet, ſoweit ſie zur Sicherſtellung der Steuer, Strafe und Koſten, oder 
auch zum Beweiſe der ſtrafbaren Handlung erforderlich iſt (8. 29). 


. Hätte der unbefugt et Gewerbebetrieb im Umherziehen (88. 18, 19, 21) bei recht⸗ 


zeitiger Anmeldung ſteuerfrei beziehungsweiſe ohne Erhöhung des ſchon entrichteten Steuer⸗ 
ſatzes geſtattet werden können, fo iſt eine Geldſtrafe von 1 bis 30 Mark zu verhängen (F. 24). 


. Ueber die Beſtrafung des unbefugten Hauſirhandels mit ſolchen Gegenſtänden, welche vom 


An⸗ und Verkauf im Umherziehen ausgeſchloſſen ſind, trifft §. 20 des Geſetzes Beſtimmung. 
Es folgt aus derſelben, daß auch die längere (5 jährige) Verjahrungsfriſt bei ſolchen Ueber⸗ 
tretungen Platz greift. Die Nacherhebung einer Steuer findet bei derſelben aber nicht ſtatt. 
Der Auftraggeber, für deſſen Rechnung der Gewerbebetrieb im Umherziehen von einem Dritten 
ausgeübt wird, unterliegt nach §. 23 des Geſetzes der gleichen Strafe wie der Beauftragte. 
Die ſolidariſche Haftung Beider erſtreckt fi nicht bloß auf Strafe und Koſten, ſondern auch 
auf die Sleuer, und es iſt nicht erforderlich, den Beweis zu liefern, daß der Beauftragte von 
dem Auftraggeber zu der unerlaubten Handlung wiſſentlich angeſtiftet ſei. 

Iſt der Gewerbeſchein mit einem Wandergewerbeſchein verbunden, ſo kann eine und dieſelbe 
Handlung oder Unterlaſſung, welche gegen die Vorſchriften des §. 8 des Geſetzes verſtößt 
(3. B. Unterlaſſung der Vorzeigung des Wandergewerbe⸗ und des damit untrennbar ver⸗ 
bundenen Gewerbeſcheins, Ueberlaſſung deſſelben an einen Dritten u. ſ. w.), zugleich der Be⸗ 
ſtrafung nach §. 149 Nr. 2, 4 und 5 der Reichsgewerbeordnung unterliegen. Nach 5. 25 des 
Geſetzes vom 3. Juli 1876 unterbleibt alsdann die beſondere Ahndung der Uebertretung des 
Steuergeſetzes (§. 8). 


18. Die in dieſer Anweiſung den Königlichen Regierungen zugewieſenen Geſchäfte ſind für die 
Stadt Berlin von der Königlichen Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern wahrzunehmen. 


19. Die bisherige Anweiſung vom 3, September 1876 tritt fortan außer Kraft. 


Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage: 
Burghart. 


rrrndt bet Jultus Sittenfeld in Berlin W. 


